
Kurzbericht - 68 

Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 
(25. Sitzung am 20. Februar 2019) 

Beratungsthemen: 

Öffentlicher Sitzungsteil 

1. Arbeit der Anlaufstellen für Straffälligenhilfe angemessen unterstützen! 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/1846 

 

Der - federführende - Ausschuss schloss die Antragsberatung ab. Vorbehaltlich der 

Zustimmung des - mitberatenden - Ausschusses für Haushalt und Finanzen empfahl er 

dem Landtag, den Antrag in der Fassung der Vorlage 1 anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, AfD 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  GRÜNE, FDP 

  

2. Schöffenamt stärken - Kommunen unterstützen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/1359 

 

Der - federführende - Ausschuss schloss die Antragsberatung ab. Vorbehaltlich der 

Zustimmung des - mitberatenden - Ausschusses für Haushalt und Finanzen empfahl er 

dem Landtag, den Antrag in der Fassung der Vorlage 2 anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, AfD 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  GRÜNE, FDP 

  

3. Unterrichtung der Landesregierung über einen Waffenfund in einer Außenstelle des 

Justizministeriums 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

  

4. Entwurf eines Gesetzes zum Zweiundzwanzigsten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/2606 

 

Der Ausschuss beriet über den Gesetzentwurf. Er lehnte einen Antrag des Mitgliedes der 

Fraktion der AfD, dazu Vertreter von privaten Nachrichtensendern anzuhören, ab. Er folgte 

dem Votum des Unterausschusses „Medien“ und empfahl dem Landtag, den 

Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, FDP 

Ablehnung:  AfD 

Enthaltung:  - 

 

Berichterstatter (schriftlicher Bericht): Abg. Röhler. 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01846.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01359.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02606.pdf
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5. Niedersachsen soll Vorreiter bei der regelmäßigen Berichtslegung über die 

Kriminalitätslage werden 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/2573 

 

Der Ausschuss begann mit der Antragsberatung. Er bat die Landesregierung, in einer der 

nächsten Sitzungen zu dem Antrag Stellung zu nehmen. Ferner ersuchte er den 

Ausschuss für Inneres und Sport, zu den seinen Zuständigkeitsbereich betreffenden 

Gesichtspunkten des Antrages Stellung zu nehmen. 

Vertraulicher Sitzungsteil 

6. Unterrichtung durch das Niedersächsische Justizministerium über ein besonderes 

Vorkommnis im niedersächsischen Strafvollzug 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

 
 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02573.pdf

